
bei, das geistig-kulturelle Leben zu bereichern. Die 
kulturelle Selbstbetätigung der Bürger wird beson­
ders gefördert, wobei dem künstlerischen Volks­
schaffen herausragende Bedeutung zukommt.

Recht auf Verteidigung - Recht der Bürger nach 
Art. 102 Abs. 2 der Verfassung. Zum R. gehört die 
Gesamtheit von Rechten, die einem Beschuldigten 
oder einem Angeklagten zur Verfügung stehen, um 
sich in einem /  Strafverfahren selbst zu verteidigen 
oder von anderen verteidigen zu lassen. Das R. steht 
auch /  Ausländern und /  Staatenlosen zu. Es ist in 
Verbindung mit dem /  Recht auf gerichtliches Ge­
hör geregelt und trägt dazu bei, daß Straftaten aufge­
klärt und die Verantwortlichen zur Rechenschaft ge­
zogen werden, aber kein Unschuldiger bestraft wird. 
Nach Art. 4 StGB darf niemand als einer Straftat 
schuldig behandelt werden, bevor nicht in einem ge­
setzlich durchgeführten Verfahren vor einem Ge­
richt seine Schuld zweifelsfrei nachgewiesen und 
rechtskräftig {  /  Rechtskraft) festgestellt worden ist. ■ 
Mit dem R. sind dem Beschuldigten bzw. dem Ange­
klagten alle Möglichkeiten gegeben, an der Gestal­
tung des Verfahrens und besonders an der Beweis­
führung aktiv mitzuwirken. Dieses Recht steht ihm 
während des gesamten Strafverfahrens zu, d. h. von 
der Einleitung des /  Ermittlungsverfahrens bis zur 
Rechtskraft des Urteils. Der Beschuldigte bzw. der 
Angeklagte ist berechtigt, die Beschuldigung ken­
nenzulernen und über Beweismittel unterrichtet zu 
werden; er ist im jeweiligen Stadium des Verfahrens 
über seine Rechte zu belehren. Er kann von seinen 
strafprozessualen Rechten (§61 StPO) Gebrauch 
machen und alles Vorbringen, was geeignet ist, die 
Beschuldigung zu widerlegen oder seine Schuld zu 
mindern. Er hat die Möglichkeit, zum Gegenstand 
des Verfahrens umfassend Stellung zu nehmen und 
alle als /  Beweis dienenden Tatsachen zu erörtern. 
Er selbst kann Beweisanträge und andere Anträge 
zur Durchführung des Verfahrens stellen. Ihm steht 
das /  letzte Wort zu, in dem er nochmals vortragen 
kann, was nach seiner Auffassung geeignet ist, ihn zu 
entlasten oder die Strafe zu mildern. Er hat das 
Recht, gegen gerichtliche Entscheidungen bzw. Ent­
scheidungen im Ermittlungsverfahren A Rechtsmit­
tel einzulegen.
Das R. kann der Beschuldigte bzw..der Angeklagte 
selbst wahrnehmen; er ist auch berechtigt, sich in je­
der Lage des Verfahrens eines Verteidigers zu bedie­
nen (/* Bestellung eines Verteidigers Jugendbei­
stand /  Rechtsanwalt). Glaubt sich der Bürger in 
seinem R. verletzt, ist er berechtigt, /  Beschwerde 
oder И Berufung einzulegen. Wird im A Rechtsmit­
telverfahren vom übergeordneten Gericht eine Ver­
letzung des R. festgestellt, führt das zur Aufhebung 
der Entscheidung; auch im Kassationsverfahren { /  
Kassation) kann aus diesem Grunde die Entschei­
dung aufgehoben werden.

Recht auf Wohnraum - Grundrecht der Bürger nach 
Art. 37 Verfassung. Jeder Bürger der DDR hat das 
R. für sich und seine Familie entsprechend den 
volkswirtschaftlichen Möglichkeiten und örtlichen
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Bedingungen. Die Gewährleistung des R. ist von 
fundamentaler Bedeutung für soziale Sicherheit und 
Entfaltung der Persönlichkeit der Bürger. Es ist des­
halb ein für die sozialistische Gesellschaftsordnung 
charakteristisches Grundrecht. In kapitalistischen 
Staaten wird ein solches Recht der Bürger weder 
proklamiert noch verwirklicht, und es würde ange­
sichts der Millionen von Obdachlosen in vielen jener 
Länder auch wie ein Hohn auf die von Armut und 
Obdachlosigkeit Betroffenen wirken. Auf dem Bo­
den der DDR sind seit der Zerschlagung des Faschis­
mus die Anstrengungen darauf gerichtet, allen Men­
schen Wohnraum zu sichern. Mit der sozialistischen 
Verfassung vom 6. April 1968 ist das R. erstmals zum 
Grundrecht erhoben worden.
Im umfassenden Wohnungsbauprogramm von Par­
tei und Regierung zeigt sich, welch hoher Wert dem 
R. beigemessen wird. Es bildet das Kernstück der 
Sozialpolitik der SED und ist darauf gerichtet, bis 
1990 die Wohnungsfrage als soziales Problem zu lö­
sen. Allen Bürgern wird trockenes, sicheres und war­
mes Wohnen zugesichert, jeder Familie die eigene 
Wohnung bereitgestellt, und zunehmend werden die 
Bedingungen für kulturvolles Wohnen in anspre­
chender Wohnumgebung erweitert. Das Wohnungs­
bauprogramm wird in erster Linie aus dem Staats­
haushalt finanziert. Für etwa 2/3 der Bevölkerung 
der DDR werden bis 1990 die Wohnverhältnisse ver­
bessert. Zugleich ist es eine wesentliche Garantie des 
R., daß die /  Mietpreise niedrig und stabil sind. Sie 
betragen im Durchschnitt kaum 3 Prozent vom 
Haushaltsnettoeinkommen der Arbeiter- und Ange­
stelltenhaushalte und decken nur 1/3 der Kosten für 
die Bewirtschaftung der Wohnungen; im übrigen 
wird diese ebenfalls aus dem Staatshaushalt finan­
ziert.
Das R. hat jeder Bürger für sich und seine Familie 
entsprechend den volkswirtschaftlichen Möglichkei­
ten und örtlichen Bedingungen. Das heißt, jeder 
Bürger hat Anspruch auf angemessenen Wohnraum 
entsprechend der Wohnraumsituation in dem betref­
fenden Ort und je nach Größe der Familie. Dies si­
chert die staatliche /  Wohnraumlenkung, die den 
örtlichen Volksvertretungen und ihren Räten ob­
liegt. Wohnungssuchende Bürger können einen А 
Wohnungsantrag beim Rat der Stadt oder Gemeinde 
(bzw. des Stadtbezirkes) stellen. Die örtlichen Räte 
entscheiden auf der Grundlage der jährlichen Z* 
Wohnraumvergabepläne über die A Wohnraumzu- 
weisung (WLVO; § 67 GöV).
Ihr R. verwirklichen die Bürger als Z7 Mieter von 
Wohnraum, der sich in Volkseigentum oder ande­
rem Eigentum befindet, oder als Besitzer einer Z* 
Genossenschaftswohnung. Die Errichtung von ZT 
Eigenheimen wird vor allem kinderreichen Familien 
und jungen Eheleuten ermöglicht und durch zinslose 
Kredite gefördert.
Die Mitwirkung der Bürger bei der Gestaltung der 
Wohnungspolitik sowie die öffentliche Kontrolle 
über die gerechte Verteilung des Wohnraums bilden
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